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SPD-Pressedienst

Hier liegt der Hebelpunkt
Die Sowjetunion und die Verantwortung für Deutschland

Das deutsche Volk hat eine bittere1- 
Periode von 1952 bis etwa in das Jahr 
1960 erlebt, in der die einen beweisen 
wollten, die sowjetischen Noten aus den 
Jahren 1952 bis 1955 hätten uns die Ein­
heit gebracht, während die anderen be­
haupteten, diese Periode sei genauso 
kommunistische Tarnung und Täuschung 
wie heute. Einen Gewinn hat aus diesen 
Diskussionen niemand ziehen können, 
denn niemand kann die Vergangenheit 
zurückholen. Ich habe nicht zu denen ge­
hört, die die Meinung vertreten, die so­
wjetischen Noten aus dieser Zeit seien 
etwas, das man ohne Prüfung hätte an­
nehmen können. Ich habe immer damit 
gerechnet, daß die Sowjets ihre eigenen 
Ziele verfolgen und daß es ihnen viel­
leicht auch in dieser Zeit nur darauf 
ankam, Verteidigungsbündnisse des 
Westens aufzuhalten oder gar zu verhin­
dern. Der Vorwurf, den Geschichtsschreiber 
nach langem Abstand eines Tages gegen 
die damals amtierende Bundesregierung 
erheben werden, wird sicherlich der sein, 
daß die Regierungen unter Adenauer von 
vornherein erklärt haben, die sowjetische 
Haltung in diesen Jahren sei nur Tar­
nung und Fälschung, ohne am Verhand­
lungstisch wirklich auszuloten, was da­
mals die sowjetische Haltung wirklich 
bedeutete oder welche Verhandlungs­
margen „drin lagen". Auch die glasklare 
Feststellung: Nichts, hätte ■ uns viel er­
spart.

Aber Vergangenes bringt niemand zu­
rück. Wer wahrhaft um die Einheit ringt, 
der muß von der Lage ausgehen, wie sie 
heute ist. Die offizielle Deutschlandpoli­
tik der Bundesregierung scheitert an 
einer Barriere: was immer sie vorschlägt, 
sie hört von den Sowjets und von den 
Machthabern in Pankow, die Viermächte- 
Verantwortung bestehe nicht mehr, wenn 
die Deutschen Wünsche hätten, dann soll­
ten sie sich an Pankow wenden, weil die

Zuständigkeit bei den „beiden deutschen 
Staaten“ läge.

Und so haben wir den unfruchtbaren 
Zustand, daß seit 1955 die deutsche Frage 
in internationalen Gesprächen und Kon­
ferenzen überhaupt nicht mehr behandelt 
wird. Notenwechsel befriedigen oft Pro­
pagandabedürfnisse — mehr nicht. Seit 
1955 aber haben die Sowjetunion und did 
Sowjetzone in Abstimmung manches ge­
tan — und manches erreicht —, um die 
Salami-Taktik gegenüber dem freien Teil 
von Berlin wirksam werden zu lassen.

Gewiß, bis heute hat das nicht dazu 
geführt, daß die sogenannten lebenswich­
tigen Essentials in Frage gestellt worden 
sind, aber auch steter Tropfen kann den 
Stein höhlen,- wenn man nicht wachsam 
ist und energisch dagegen auftritt.

Aus diesem Zustand müssen wir end­
lich heraus, wenn wir nicht immer nur 
die anderen agieren lassen und selber 
nur reagieren — und manchmal schwäch­
lich.

Die Sowjetunion leugnet zwar heute 
vieles von dem, wozu sie sich feierlich 
und völkerrechtlich 1945 verpflichtet hat. 
Es gibt aber keine Note und keine Er­
klärung, in der sie ihre Verantwortung 
in der Grundfrage deutscher Politik an 
andere, geschweige denn die Machthaber 
in Pankow, abgetreten hat. Das ist ihr^ 
Verantwortung für den FriedensvertragJ 
Diese Verantwortung kann und wird die 
Sowjetunion nach menschlichem Ermessen 
auch niemals abtreten, und hier liegt der 
Hebelpunkt, um die deutsche Frage wie­
der in das internationale Gespräch zu 
bringen.

Ich weiß, kleinmütige Geister warnen 
vor einer solchen Politik und weisen 
darauf hin, daß die Vorstellungen der 
Sowjetunion über einen deutschen Frie­
densvertrag diametral den unseren ent­
gegengesetzt sind. Und trotzdem: wer 
diesen Versuch nicht wagt, der wird in
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der Ohnmacht verharren, daß andere Tat­
sachen setzen und wir Protestnoten ver­
senden.

Es kommt ein zweiter Einwand, näm­
lich der, gerade eine deutsche Regierung 
dürfe solche Grundsätze nicht erarbeiten, 
weil man dann Positionen preisgebe, die 
man wenigstens völkerrechtlich aufrecht­
halten müsse. Die so argumentieren, ver­
kennen einmal den politischen Sinn einer 
solchen diplomatischen Aktion, sie gehen 
aber auch davon aus, daß es Deutsche 
gäbe, die bereit wären, Lebensinteressen 
unseres Volkes preiszugeben, ehe man 
noch am Verhandlungstisch sitzt.

So würde die Sozialdemokratische Par­
tei niemals verfahren. Sie ist bereit, 
wenn die Wiedervereinigung stufenweise 
vereinbart werden kann, über vieles zu 
reden; den künftigen militärischen Status 
eines wiedervereinigten Deutschlands, die 
Wirtschaftsprobleme, die dann zwischen 
Ost und West entstehen, auch über wirt­
schaftliche Leistungen, die wir für die 
Wiedervereinigung zu erbringen haben, 
aber diese Partei wird niemals Lebens­
rechte des ganzen Volkes preisgeben, 
und sie wird auch um jeden Quadrat­
meter deutschen Bodens und um das 
Heimatrecht ringen.

Man sollte nicht verkennen, daß ernst­
hafte Diskussionen über einen deutschen 
Friedensvertrag die politische Landschaft 
in Europa grundsätzlich verändern könn­
ten. Manche Fragen werden sich eben 
anders stellen und die Probleme des Hei- 
matrechts und des europäischen Volks­
gruppenrechtes können dann wahrschein­
lich konstruktiver behandelt werden, als 
das heute der Fall ist.

k Es gibt nicht wenige ausländische Be- 
"obachter, die heute immer wieder fragen: 
Will denn dieses deutsche Volk eigent­
lich noch die Wiedervereinigung? Ja, das 
will es, und niemand soll sich darüber 
täuschen, daß solche nationalen Probleme 
von keinem Auto, keinem Kühlschrank 
und keiner Fernsehtruhe erdrückt werden 
können. Das sollte jeder in Rechnung 
stellen, daß der Wille zur Wiedervereini­
gung nicht erlahmt ist, sondern — vor 
allem in der Jugend — immer stärker 
wird.

Aber wir gehören nicht zu denen, die 
Illusionen wecken, sondern die nüchtern 

sagen, daß die Strecke zu diesem Ziel 
dornig, lang und steinig ist. Durst­
strecken sind am schwierigsten zu über­
winden. Was müssen wir tun?
1. Der Ulbricht'schen Teilungsabsicht 

immer entgegensetzen: Wir sind ein 
Volk, wir lassen uns nicht trennen. 
Die Nation steht höher als irgend­
welche kommunistische Bewußtseins­
lagen.

2. Vor allem unsere Freunde müssen 
wissen, daß wir uns nicht — wie das 
Modewort lautet — „abgefunden“ ha­
ben. Wer auf dieses Geschwätz hört, 
wird sich im deutschen Volk täuschen.

3. Niemals dürfen wir herausfordernd 
auftreten,, sondern mit Maß und Festig­
keit einen Anspruch vertreten, auf den 
alle Völker in der Welt ein Recht 
haben, seitdem es in der Charta der 
Vereinten Nationen verbürgt worden 
ist: das Selbstbestimmungsrecht. Es ist 
unteilbar.

4. Da niemand erwarten kann, daß die 
Einheit von heute auf morgen kommt, 
ist die Politik der kleinen Schritte um 
so wichtiger, denn sie erhält die 
Basis. Je mehr Menschen zueinander 
kommen und abseits vom Vokabular 
spüren, daß sie Deutsche sind, desto 
fester ist unser Zusammenhalt als 
Nation. Kein Sozialdemokrat wird 
sich dabei dazu hergeben, dem Staat­
lichkeitsanspruch der anderen Seite 
Vorschub zu leisten. Das haben So­
zialdemokraten bisher nicht getan, 
gerade sie haben Erfahrung, um dem 
in der richtigen Weise zu begegnen. 
Den Menschen helfen -— ja — aber 
nichts vorwegnehmen, was in Frie­
densvertragsverhandlungen gehört.

Das, was ich hier ausführe, ist kein 
Patentrezept und keine Heilsbotschaft, 
sondern im Gegenteil eine Anleitung für 
harte, nüchterne und schwierige Arbeit. 
Ich stehe zu meinem Wort, daß in Le­
bensfragen der Nation alles Trennende 
beiseite geschoben werden muß. Deshalb 
ist jeder eingeladen und aufgefordert, 
diese Gedanken zu ergänzen und mitzu­
helfen, daß wir nach zehn Jahren der 
Stagnation und des Rückschritts in der 
deutschen Frage wieder freieres Wasser 
gewinnen. Herbert Wehner
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SPD-Pressedienst 1 Af I II f f“ •Wahlkampf-Erinnerungen
Herr Bundeskanzler!

Offener Briet an Bundeskanzler Prof. Dr. Ludwig Erhard, BONN

Nach einer Agenturmeldung (dmt) ha­
ben Sie in einer Rede, die Sie am 
14. August 1965 in der Essener Gruga- 
Halle gehalten haben, u. a. gesagt:
1. Die Ausführungen der SPD zum Wahl­

kampf seien „eine Gefahr für das 
deutsche Volk".

2. In bezug auf Ausführungen des SPD- 
Abgeordneten Dr. Alex Möller: „Ich 
habe mich um die deutsche Wirtschaft 
und Währung gekümmert, als man 
den Namen Möller überhaupt noch 
nicht kannte".

3. „Ich wüßte nicht, was es bei der SPD 
zu stehlen gibt."

4. Das Godesberger Programm der SPD 
könnten Sie nur „als einen groß­
angelegten Diebstahl" bezeichnen.

5. „Die SPD sei noch nicht reif, die Ge­
schicke des deutschen Volkes in die 
Hand zu nehmen."

Die Wahrheit der Berichterstattung 
voraussetzend, möchte ich als ein Mann, 
der seit 46 Jahren im öffentlichen Leben 
steht, der als Bürgermeister, Kreisdirek­
tor, Oberregierungsrat, Landtags-, Reichs­
tags- und Bundestagsabgeordneter an 
verantwortlichen Stellen seine Pflicht ge­
tan und nun als 72jähriger auf eine an 
sich sichere Wiederwahl verzichtet, Ihnen 
sagen, daß ich mich im Interesse des 
deutschen Volkes schäme, solche Sätze 
aus dem Mund eines amtierenden deut­
schen Bundeskanzlers zu hören.

Entweder wissen Sie nichts von der 
neueren deutschen Geschichte und nichts 
von der Geschichte der deutschen Sozial­
demokratie, nichts von den historischen 
Leistungen meiner Partei im Dienste un­
seres Volkes, nichts von Fritz Ebert, 
Eduard David, Hermann Müller, Rudolf 
Breitscheid, Rudolf Wissel, Otto Wels, 
Wilhelm Keil, Wilhelm Leuschner, Dr. Ju­
lius Leber, Fritz Ulrich, Paul Lobe, Karl 
Ulrich, Bernhard Adelung und vielen an­
deren, wissen nichts von der hervor­
ragenden Arbeit und den staatspolitischen 

Leistungen sozialdemokratischer Länder­
minister wie Otto Braun, Karl Severing, 
Kaisen, Dr. Hoegner, Dr. Zinn, Prof. Reu­
ter, Otto Suhr, Louise Schroeder, Dr. 
Brauer und von den verstorbenen SPD- 
Vorsitzenden Dr. Kurt Schumacher und 
Erich Ollenhauer.

Oder Sie wissen es und sagen be­
wußt das Gegenteil und damit die Un­
wahrheit.

Kein vernünftiger Mensch wird Ihnen, 
einem von- vielen Bundestagskandidaten' 
und zudem dem derzeitigen Bundeskanz­
ler das Recht und — wie ich es sehe — 
sogar die Pflicht bestreiten, auf Angaben 
und Behauptungen politischer Gegner, 
die Sie für unzutreffend oder falsch hal­
ten, sachlich zu antworten. Warum tun 
Sie es nicht?

Einem Manne, der vom deutschen Volk 
und von der Welt ernst genommen wer­
den will, dürften solche üblen Entgleisun­
gen nicht passieren.

Heinrich G. Ritzel, MdB

Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
Ortsverein Hamburg

Am 7. November fand eine Vorstands­
besprechung im Bergedorfer Gewerk­
schaftshaus statt, an der Kamerad Wester­
mann vom Gauvorstand teilnahm. Richt­
linien für den weiteren Ausbau unseres 
Ortsvereins wurden festgelegt.

Anschließend nahm der Vorstand am 
der feierlichen Einweihung des Neuen- 
gammer Mahnmals teil. In diesem Lager 
waren viele unserer Reichsbannerkame­
raden inhaftiert. Mit den Fahnen aller 
Nationen, deren Angehörige im Lager 
gewesen waren, neigte sich auch unsere 
Ortsvereinsfahne zu Boden, als das Trom­
petensignal aus Beethovens „Fidelio" die 
Kranzniederlegung kündete. Mehr als 
50 000 Insassen des Konzentrationslagers 
kamen im Stammlager und Außenkom­
mandos um. Kurt Clasen
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